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E m p f e h l u n g e n
der Ausschüsse

G - In - K

zu Punkt ..... der 917. Sitzung des Bundesrates am 29. November 2013

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Notfallsanitäterinnen und
Notfallsanitäter (NotSan-APrV)

Der federführende Gesundheitsausschuss (G),

der Ausschuss für Innere Angelegenheiten (In) und

der Ausschuss für Kulturfragen (K)

empfehlen dem Bundesrat, der Verordnung gemäß Artikel 80 Absatz 2 des Grund-

gesetzes nach Maßgabe folgender Änderungen zuzustimmen:

1. Zu § 4 Absatz 2 Satz 3

§ 4 Absatz 2 Satz 3 ist zu streichen.

Begründung:

Es ist ausreichend, die zuständige Behörde zu befassen. Zum Zeitpunkt des
Antrags auf Prüfungsortwechsel, der zum Teil auch zwischen den Ländern
erfolgt, ist häufig noch gar keine Prüfungsausschussvorsitzende oder kein
Prüfungsausschussvorsitzender bestellt.
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2. Zu § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Nummer 4

§ 5 Absatz 1 Satz 1 ist wie folgt zu ändern:

a) Nummer 2 ist zu streichen.

b) Nummer 4 ist wie folgt zu fassen:

"4. mindestens eine Fachprüferin oder ein Fachprüfer, die oder der zum

Zeitpunkt der Prüfung als praxisanleitende Person nach § 3 Absatz 1

Satz 1 tätig ist und die Voraussetzungen nach § 3 Absatz 1 Satz 2 Num-

mer 1 erfüllt."

Begründung:

Die in der Verordnung vorgesehene Erhöhung der Anzahl der Prüfungsaus-
schussmitglieder auf sieben Personen erscheint überdimensioniert. Auch auf-
grund der daraus resultierenden organisatorischen Schwierigkeiten sollte die
obligatorische Anzahl der Prüfungsausschussmitglieder auf fünf Personen
reduziert werden. Eine Berufung weiterer Mitglieder wäre danach nicht
verpflichtend, aber weiterhin möglich.

3. Zu § 5 Absatz 3 Satz 3

In § 5 Absatz 3 Satz 3 sind die Wörter "ist; eine Verpflichtung zur Anwesenheit

während der gesamten Dauer der Prüfung besteht nicht." durch das Wort "ist."

zu ersetzen.
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Begründung:

Es ist von der oder von dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu fordern,
dass sie oder er während der Dauer der Prüfung anwesend ist.

4. Zu § 6 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1

In § 6 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 sind nach dem Wort "Prüflings" die Wörter

"in amtlich beglaubigter Abschrift" einzufügen.

Begründung:

Eine amtlich beglaubigte Abschrift wird in allen Ausbildungs- und Prüfungs-
verordnungen im Rahmen der Zulassung gefordert. Es ist nicht ersichtlich,
warum dies nicht mehr verlangt werden soll.

5. Zu § 11 Absatz 1

In § 11 Absatz 1 sind die Wörter "der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsaus-

schusses" durch die Wörter "der zuständigen Behörde" zu ersetzen.

Begründung:

Grundsätzlich sollten einige der dem Prüfungsausschuss vorsitzenden Person
zugeschriebenen Aufgaben auf die zuständige Behörde übertragen werden.
Dies betrifft insbesondere administrative Aufgaben. Da die Prüfungsbehörden
häufig mit externen Ausschussvorsitzenden arbeiten, sind diese mit derartigen
Aufgaben überfordert. Des Weiteren ist die Erreichbarkeit der Behörde in der
Regel praktikabler und eindeutiger, als die eines dem Prüfling unbekannten
Ausschussvorsitzenden. Und nur mit einer Übertragung der Zuständigkeit auf
die Behörde ist zu gewährleisten, dass Prüflinge nach einheitlichen Kriterien
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behandelt werden, zum Beispiel bei der Genehmigung eines Rücktritts. Im
Übrigen sind diese Aufgaben, beispielsweise in der Approbationsordnung für
Ärzte, ebenfalls "der zuständigen Stelle" zugedacht, nicht der jeweiligen
Prüfungskommission.

6. Zu § 11 Absatz 2 Satz 1

In § 11 Absatz 2 Satz 1 sind die Wörter "die oder der Vorsitzende des

Prüfungsausschusses" durch die Wörter "die zuständige Behörde" zu ersetzen.

Begründung:

Grundsätzlich sollten einige der dem Prüfungsausschuss vorsitzenden Person
zugeschriebenen Aufgaben auf die zuständige Behörde übertragen werden.
Dies betrifft insbesondere administrative Aufgaben. Da die Prüfungsbehörden
häufig mit externen Ausschussvorsitzenden arbeiten, sind diese mit derartigen
Aufgaben überfordert. Des Weiteren ist die Erreichbarkeit der Behörde in der
Regel praktikabler und eindeutiger, als die eines dem Prüfling unbekannten
Ausschussvorsitzenden. Und nur mit einer Übertragung der Zuständigkeit auf
die Behörde ist zu gewährleisten, dass Prüflinge nach einheitlichen Kriterien
behandelt werden, zum Beispiel bei der Genehmigung eines Rücktritts. Im
Übrigen sind diese Aufgaben, beispielsweise in der Approbationsordnung für
Ärzte, ebenfalls "der zuständigen Stelle" zugedacht, nicht der jeweiligen
Prüfungskommission.

7. Zu § 11 Absatz 3 Satz 1

In § 11 Absatz 3 Satz 1 sind die Wörter "die oder der Vorsitzende des

Prüfungsausschusses" durch die Wörter "die zuständige Behörde" zu ersetzen.
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Begründung:

Grundsätzlich sollten einige der dem Prüfungsausschuss vorsitzenden Person
zugeschriebenen Aufgaben auf die zuständige Behörde übertragen werden.
Dies betrifft insbesondere administrative Aufgaben. Da die Prüfungsbehörden
häufig mit externen Ausschussvorsitzenden arbeiten, sind diese mit derartigen
Aufgaben überfordert. Des Weiteren ist die Erreichbarkeit der Behörde in der
Regel praktikabler und eindeutiger, als die eines dem Prüfling unbekannten
Ausschussvorsitzenden. Und nur mit einer Übertragung der Zuständigkeit auf
die Behörde ist zu gewährleisten, dass Prüflinge nach einheitlichen Kriterien
behandelt werden, zum Beispiel bei der Genehmigung eines Rücktritts. Im
Übrigen sind diese Aufgaben, beispielsweise in der Approbationsordnung für
Ärzte, ebenfalls "der zuständigen Stelle" zugedacht, nicht der jeweiligen
Prüfungskommission.

8. Zu § 15 Absatz 2 Satz 1

In § 15 Absatz 2 Satz 1 sind die Wörter "der zuständigen Behörde" durch die

Wörter "der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses" zu ersetzen.

Begründung:

Die Auswahl der Aufgaben für die Aufsichtsarbeiten sind originäre Aufgaben
der Prüfungsvorsitzenden oder des Prüfungsvorsitzenden. Dies geschieht nicht
zuletzt auch vor dem Hintergrund der jeweiligen fachlichen Expertise. Die
Berufsgesetze und Verordnungen anderer bundesrechtlich geregelter Gesund-
heitsfachberufe weisen einen solchen Passus ebenfalls auf und haben sich
bewährt.
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9. Zu § 16 Absatz 1

§ 16 Absatz 1 ist wie folgt zu fassen:

"(1) In der mündlichen Prüfung hat der Prüfling seine berufliche Handlungs-

kompetenz, die sich in den Dimensionen Fach-, Sozial- und Selbstkompetenz

entfaltet, nachzuweisen."

Begründung:

Die Fachkompetenz ist ein Teil der beruflichen Handlungskompetenz. Letztere
steht am Ende der Ausbildung, weshalb das Verlangen des Nachweises einer
"anwendungsbereiten" beruflichen Fachkompetenz redundant ist. Die beruf-
liche Handlungskompetenz wird in den drei genannten Kompetenzen be-
schrieben. Dies entspricht auch der Handreichung für die Erarbeitung von
Rahmenlehrplänen der Kultusministerkonferenz für den berufsbezogenen Un-
terricht in der Berufsschule und ihre Abstimmung mit Ausbildungsordnungen
des Bundes für anerkannte Ausbildungsberufe (Stand: 23. September 2011).
Die dortigen Beschreibungen berücksichtigen im Übrigen auch den Deutschen
Qualifikationsrahmen.

10. Zu § 16 Absatz 4 Satz 1

§ 16 Absatz 4 Satz 1 ist wie folgt zu fassen:

"(4) Die Prüfung zu jedem Themenbereich wird von mindestens zwei Fach-

prüferinnen oder Fachprüfern gemäß § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 abge-

nommen und benotet; in dem Prüfungsteil gemäß § 16 Absatz 2 Nummer 3

muss eine Fachprüferin oder ein Fachprüfer die Voraussetzung nach § 5

Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b erfüllen."
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Begründung:

Der Beruf der Notfallsanitäterin oder des Notfallsanitäters arbeitet mit der
ärztlichen Profession zwar eng zusammen, hat jedoch auch ein eigenes
Berufsprofil. Aus fachlicher Sicht ist in den Prüfungsteilen nach § 16 Absatz 2
Nummer 1 und 2 keine ärztliche Kompetenz erforderlich und die Durchführung
von bisher als ausschließlich unter ärztlichem Vorbehalt stehenden Tätigkeiten
nicht berührt. Vielmehr werden gerade Situationen geprüft, die in die eigene
Kompetenz der im Gesetz neu definierten Berufsgruppe fallen. Daher ist die
zwingende ärztliche Beteiligung in diesen Prüfungsteilen nicht erforderlich.
Gleichwohl besteht weiterhin die Möglichkeit, in allen Teilen der mündlichen
Prüfung die ärztlichen Fachprüferinnen und Fachprüfer einzusetzen, wenn dies
aus fachlichen Gründen für erforderlich gehalten wird. Bundeseinheitliche
Standards würden durch die Änderung jedoch nicht unterlaufen.

Rein praktisch würden die in der Verordnung vorgesehenen Anforderungen die
staatlichen Prüfungsausschüsse vor große Herausforderungen stellen. Die
Bereitschaft von Ärztinnen und Ärzten zur Mitarbeit in den Prüfungsaus-
schüssen ist häufig eher gering. Im konkreten Fall ist die Zielgruppe durch die
formalen Anforderungen an die fachliche Qualifikation noch eingeschränkt.

11. Zu § 16 Absatz 4 Satz 3 und Satz 3a - neu -

§ 16 Absatz 4 Satz 3 ist durch folgende Sätze zu ersetzen:

"Aus den Noten der Fachprüferinnen und Fachprüfer bildet die oder der Vor-

sitzende des Prüfungsausschusses im Benehmen mit den Fachprüferinnen und

Fachprüfern die Note für den jeweiligen Themenbereich. Die oder der Vor-

sitzende des Prüfungsausschusses bildet die Note für den mündlichen Teil der

Prüfung aus dem arithmetischen Mittel der für jeden Themenbereich erteilten

Einzelnote."

Begründung:

Der vorgesehenen Notenbildung auf der Grundlage einer Gesamtbetrachtung
begegnen rechtliche Bedenken. Die Bewertung auf der Grundlage einer
Gesamtbetrachtung eröffnet die Möglichkeit, sachfremde Erwägungen in die
Bewertung einfließen zu lassen.
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Die Themenbereiche der Prüfung sind im Normtext genannt und damit ver-
bindlich. Um dem Gleichbehandlungsgrundsatz in Prüfungen Rechnung zu tra-
gen, sollte die Prüfungsnote für den mündlichen Teil der Prüfung aus dem
arithmetischen Mittel der einzelnen Themenbereiche gebildet werden.

12. Zu § 16 Absatz 4 Satz 4

§ 16 Absatz 4 Satz 4 ist wie folgt zu fassen:

'Der mündliche Teil der Prüfung ist bestanden, wenn jeder Themenbereich

mindestens mit "ausreichend" benotet wird.'

Begründung:

Die gegenwärtige Fassung der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Not-
fallsanitäterinnen und Notfallsanitäter sieht vor, dass die mündliche Prüfung
auch dann bestanden ist, wenn die Gesamtleistung in der mündlichen Prüfung
als Ergebnis einer Gesamtbetrachtung mindestens mit "ausreichend" benotet
wird und der Prüfling in keinem Themenbereich die Note "ungenügend"
(Note 6) erhalten hat. Das bedeutet in der Praxis, dass der Prüfling die Prüfung
auch dann bestehen kann, wenn er im Themenbereich nach § 16 Absatz 2
Nummer 3 ("bei der medizinischen Diagnostik und Therapie mitwirken,
lebenserhaltende Maßnahmen und Maßnahmen zur Abwendung schwerer
gesundheitlicher Schäden bis zum Eintreffen der Notärztin oder des Notarztes
oder dem Beginn einer weiteren ärztlichen Versorgung durchführen"), welcher
die Kernkompetenzen des Notfallsanitäters abbildet und nur durch einen Not-
fallmediziner geprüft werden kann, die Note "mangelhaft" (Note 5) erhält.
Diese Regelung weicht deutlich von den Regelungen in § 15 zum schriftlichen
Teil der Prüfung ab.

Im Sinne der Qualitätssicherung [der Ausbildung] und der Patientensicherheit
sollte hier eine Anhebung der erwarteten Prüfungsleistungen erfolgen.
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13. Zu § 18 Absatz 3 Satz 2

§ 18 Absatz 3 Satz 2 ist wie folgt zu fassen:

"§ 16 Absatz 4 Satz 1 und 2 gelten entsprechend."

Begründung:

An die Fachprüfenden für den mündlichen Teil der Ergänzungsprüfung nach
§ 18 sollten die gleichen Anforderungen gestellt werden, wie an die Fach-
prüfenden für den mündlichen Teil der Prüfung nach § 16.

14. Zu § 18 Absatz 3 Satz 3

§ 18 Absatz 3 Satz 3 ist wie folgt zu fassen:

'Der mündliche Teil der Ergänzungsprüfung ist erfolgreich abgeschlossen, wenn

die Fachprüferinnen oder Fachprüfer jeden Themenbereich gemeinsam mit der

oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses übereinstimmend mit

"bestanden" bewerten.'

Begründung:

Die gegenwärtige Fassung der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für
Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter sieht vor, dass die mündliche
Prüfung auch dann bestanden ist, wenn die Gesamtleistung in der mündlichen
Prüfung mindestens mit "bestanden" bewertet wird und der Prüfling in keinem
Themenbereich die Note "ungenügend" (Note 6) erhalten hat. Das bedeutet in
der Praxis, dass der Prüfling die Prüfung auch dann bestehen kann, wenn er im
Themenbereich nach § 18 Absatz 1 Nummer 3 ("bei der medizinischen
Diagnostik und Therapie mitwirken, lebenserhaltende Maßnahmen und Maß-
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nahmen zur Abwendung schwerer gesundheitlicher Schäden bis zum Eintreffen
der Notärztin oder des Notarztes oder dem Beginn einer weiteren ärztlichen
Versorgung durchführen"), welcher die Kernkompetenzen des Notfallsanitäters
abbildet und nur durch einen Notfallmediziner geprüft werden kann, die Note
"mangelhaft" (Note 5) erhält.

Im Sinne der Qualitätssicherung und der Patientensicherheit sollte hier eine
Anhebung der erwarteten Prüfungsleistungen erfolgen.

15. Zu § 21 Absatz 3 Satz 5

§ 21 Absatz 3 Satz 5 ist wie folgt zu fassen:

"Die §§ 17 Absatz 5 Satz 2 und 3 sowie 19 Absatz 2 gelten entsprechend."

Begründung:

Für die Eignungsprüfung fehlt eine zeitliche Grenze. Durch den Verweis auf
§ 17 Absatz 5 Satz 2 wird klargestellt, dass die Prüfung einschließlich des
Fachgesprächs für jedes Fallbeispiel mindestens 20 und nicht länger als
40 Minuten dauern soll. Darüber hinaus wird die Möglichkeit eröffnet, die
Prüfung auf zwei aufeinanderfolgende Tage zu verteilen.
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16. Zu Anlage 1 (zu § 1 Absatz 1) Nummer 1 Buchstabe d,

Nummer 2 Buchstaben b bis g,

Nummer 3 Buchstaben a, b, d und e,

Nummer 4 Buchstaben a bis c,

Nummer 5 Buchstaben a bis f,

Nummer 6 Buchstaben a bis d,

Nummer 7 Buchstaben a bis e und Buchstabe h,

Nummer 8 Buchstabe d,

Nummer 9 Buchstaben d und e,

Nummer 10 Buchstaben c und d und

Anlage 3 (zu § 1 Absatz 1) Nummer 1 Buchstaben a und b,

Nummer 2 Buchstabe b,

Nummer 3 Buchstaben a bis e,

Nummer 4 Buchstaben a bis e,

Nummer 5 Buchstaben a bis c und

Nummer 6 Buchstaben a bis c

a) Anlage 1 ist wie folgt zu ändern:

aa) Nummer 1 Buchstabe d ist wie folgt zu fassen:

"d) unter Beachtung der Lage vor Ort und möglicher Gefahren Maß-

nahmen zur Erkundung einer Einsatzstelle durchzuführen"

bb) In Nummer 2 sind die Buchstaben b bis g wie folgt zu fassen:

"b) Maßnahmen zur Überprüfung und Sicherung der Vitalfunktionen

situationsgerecht durchzuführen
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c) geeignete Hilfsmittel zur fachgerechten Lagerung und zum

Transport von unterschiedlichen Patientengruppen unter Beachtung

der Patienten- und Eigenschonung einzusetzen

d) Maßnahmen zur fachgerechten Lagerung, Betreuung und Über-

wachung von unterschiedlichen Patientengruppen unter Einbe-

ziehung der Grundregeln der Hygiene während des Transports

durchzuführen

e) Maßnahmen zur fachgerechten Betreuung und Überwachung unter

Einbeziehung der Grundregeln der Hygiene von unterschiedlichen

Patientengruppen während eines ärztlich begleiteten Sekundär-

transportes durchzuführen

f) Transporte von Intensivpatientinnen und -patienten mit den not-

wendigen Pflegemaßnahmen unter Einbeziehung der Grundregeln

der Hygiene zu begleiten

g) das eigene Handeln an Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und zum

Eigenschutz einschließlich der Grundregeln des Infektionsschutzes

auszurichten"

cc) In Nummer 3 sind die Buchstaben a, b, d und e wie folgt zu fassen:

"a) Kommunikation und Interaktion im Rettungsdienst an Grundlagen

aus Psychologie und Soziologie auszurichten

b) mit kranken und verunfallten Patientinnen und Patienten sowie

ihren Angehörigen unter Berücksichtigung personenbezogener und

situativer Erfordernisse zu kommunizieren"
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"d) das eigene Kommunikationsverhalten, auch unter Nutzung non-

verbaler Möglichkeiten, an den spezifischen Bedürfnissen und

Anforderungen in der Kommunikation und Betreuung von speziel-

len Patientengruppen wie Kindern, Jugendlichen, älteren Men-

schen, pflegebedürftigen Menschen, gesellschaftlichen Rand-

gruppen, übergewichtigen Menschen oder hör- und sehbehinderten

Menschen sowie von deren Angehörigen und von unbeteiligten

Dritten auszurichten

e) das eigene Kommunikationsverhalten an Auswirkungen wesent-

licher psychischer Erkrankungen auf die Patientenkommunikation

und Patientenbetreuung auszurichten."

dd) In Nummer 4 sind die Buchstaben a bis c wie folgt zu fassen:

"a) Versorgungsalgorithmen entsprechend dem aktuellen Stand von

Wissenschaft und Technik unter Berücksichtigung sachlicher,

personenbezogener und situativer Erfordernisse anzuwenden

b) das eigene Handeln bei besonderen Lagen an aktuellen Einsatz-

konzepten auszurichten

c) auf einer Rettungswache nach Verfahrensanweisungen zur Struktu-

rierung und Organisation von Arbeitsabläufen zu handeln."
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ee) Nummer 5 ist wie folgt zu ändern:

aaa) Die Buchstaben a bis e sind wie folgt zu fassen:

17. "a) [ihre Einsatzbereitschaft und] die Einsatzbereitschaft der

Einsatzmittel des Rettungsdienstes einschließlich Luft-,

Berg- und Wasserrettungsdienst durch tägliche Kontrolle

des Materials und der Geräte anhand von Vorschriften und

Checklisten sicherzustellen

b) mit Funk- und Kommunikationsmitteln zu arbeiten

c) bei Transportentscheidungen die Krankenhausorganisation

in Deutschland zu berücksichtigen

d) die technischen und organisatorischen Erfordernisse bei

Intensivtransporten zu berücksichtigen

e) bis zum Eintreffen von Leitungspersonal unter Beachtung

der dann zu erwartenden Strukturen und Maßnahmen der

Einsatzleitung bei außergewöhnlichen Einsatzlagen wie

insbesondere Großschadensfällen, CBNR-Gefahren, ter-

roristischen Gefahren und Katastrophen zu handeln."

bbb) Buchstabe f ist zu streichen.

[ nur K ]



- 15 - Empfehlungen, 728/1/13

...

ff) In Nummer 6 sind die Buchstaben a bis d wie folgt zu fassen:

"a) das eigene Handeln in den rechtlichen Rahmenbedingungen des

Rettungsdienstes einschließlich der für seine Organisation und

Durchführung relevanten Vorschriften der Landesrettungsdienst-

gesetze sowie des Katastrophenschutzes auszurichten

b) bei der medizinischen Behandlung die rechtlichen Rahmenbe-

dingungen zu berücksichtigen

c) das eigene Handeln an relevanten Rechtsvorschriften aus dem

Straf- und Zivilrecht, aus dem Straßenverkehrsrecht sowie aus

anderen einschlägigen Rechtsgebieten, insbesondere dem Arbeits-

und Arbeitsschutzrecht, auszurichten

d) das eigene Handeln an Qualitätsmanagements- und Dokumen-

tationssystemen im Rettungsdienst auszurichten."

gg) In Nummer 7 sind die Buchstaben a bis e und Buchstabe h wie folgt zu

fassen:

"a) apparative Hilfsmittel zur Diagnose und Überwachung von Notfall-

patientinnen und -patienten situationsbezogen einzusetzen

b) bei der Durchführung von Maßnahmen zur Sicherung der Atem-

wege und Beatmung wie insbesondere endotracheale Intubation,

supraglottische Atemwegshilfen, erweiterte Beatmungsformen,

medikamentöse Therapien oder Narkoseeinleitungen entsprechend

dem aktuellen Stand von Wissenschaft und Technik mitzuwirken
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c) bei der Durchführung von Maßnahmen zur Stabilisierung des

Kreislaufs wie insbesondere medikamentöse Therapien oder

Infusionstherapien entsprechend dem aktuellen Stand von Wissen-

schaft und Technik mitzuwirken

d) bei der Durchführung von Maßnahmen im Rahmen der Reanima-

tion wie insbesondere medikamentöse Therapien entsprechend dem

aktuellen Stand von Wissenschaft und Technik mitzuwirken

e) bei der Durchführung von Maßnahmen im Rahmen der chirur-

gischen Versorgung von Notfallpatientinnen und -patienten wie ins-

besondere Thoraxdrainage, Tracheotomie, Koniotomie oder Repo-

sition entsprechend dem aktuellen Stand von Wissenschaft und

Technik mitzuwirken"

"h) bei Maßnahmen der erweiterten notärztlichen Therapie, die über die

Maßnahmen zur Sicherung der Atemwege und Beatmung, zur

Stabilisierung des Kreislaufs, im Rahmen der Reanimation und im

Rahmen der chirurgischen Versorgung hinausgehen, bei notfall-

medizinisch relevanten Krankheitsbildern zu assistieren"

hh) Nummer 8 Buchstabe d ist wie folgt zu fassen:

"d) mit Krisen- und Konfliktsituationen konstruktiv umzugehen und

Deeskalationsstrategien anzuwenden."
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ii) In Nummer 9 sind die Buchstaben d und e wie folgt zu fassen:

"d) mit Grundkenntnissen der englischen Fachsprache fachbezogen zu

kommunizieren

e) Unterschiede von Rettungsdienstsystemen innerhalb der Bundes-

republik Deutschland sowie in den verschiedenen europäischen

Ländern mit Blick auf die Stellung der Notfallsanitäterin oder des

Notfallsanitäters zu bewerten."

jj) In Nummer 10 sind die Buchstaben c und d wie folgt zu fassen:

"c) mit den Angehörigen anderer Berufsgruppen im Gesundheitswesen

unter Beachtung von deren Zuständigkeiten und Kompetenzen

zusammenzuarbeiten

d) mit den Angehörigen anderer Berufsgruppen im Bereich von

Sicherheit und Ordnung sowie Gefahrenabwehr und Katastrophen-

schutz unter Beachtung von deren Zuständigkeiten und Kompeten-

zen zusammenzuarbeiten."

b) Anlage 3 ist wie folgt zu ändern:

aa) In Nummer 1 sind die Buchstaben a und b wie folgt zu fassen:

"a) bei der Grund- und Behandlungspflege mitzuwirken

b) bei der Pflege spezieller Patientengruppen mitzuwirken."
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bb) In Nummer 2 ist Buchstabe b wie folgt zu fassen:

"b) diagnostische Maßnahmen selbstständig oder unter Anleitung

durchzuführen"

cc) In Nummer 3 sind die Buchstaben a bis e wie folgt zu fassen:

"a) mit sterilen Materialen umzugehen

b) Maßnahmen der Narkoseeinleitung unter Anleitung durchzuführen

c) einen periphervenösen Zugang zu legen

d) beim Anlegen zentralvenöser Zugänge und arterieller Messsysteme

mitzuwirken

e) einen freien Atemweg bei narkotisierten Patientinnen und Patienten

zu schaffen"

dd) In Nummer 4 sind die Buchstaben a bis e wie folgt zu fassen:

"a) Spritzenpumpen anwenden zu können

b) Kontrolle und den Wechsel von Drainagen, Sonden und Verbänden

durchzuführen
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c) einen periphervenösen Zugang zu legen

d) beim Anlegen zentralvenöser Zugänge und arterieller Messsysteme

mitzuwirken

e) Maßnahmen zur Anwendung von Beatmungsformen selbstständig

oder unter Anleitung durchzuführen"

ee) In Nummer 5 sind die Buchstaben a bis c wie folgt zu fassen:

"a) bei der Versorgung bei fachspezifischen Krankheitsbildern mitzu-

wirken

b) unter Anleitung die Pflege von Neugeborenen, Säuglingen und

Kindern durchzuführen

c) bei der Kontrolle und dem Wechsel von Drainagen, Sonden und

Verbänden mitzuwirken."

ff) In Nummer 6 sind die Buchstaben a bis c wie folgt zu fassen:

"a) bei der Versorgung bei fachspezifischen Krankheitsbildern mitzu-

wirken

b) unter Anleitung die Pflege von Patientinnen und Patienten der

Fachabteilung durchzuführen

c) bei der Kontrolle und dem Wechsel von Drainagen, Sonden und

Verbänden mitzuwirken."
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Begründung:

Ziel der Änderungen ist es, die Verordnung zum Zeitpunkt der Verabschiedung
näher an den Stand der pädagogischen Entwicklung zu rücken und die
didaktisch-curriculare Gestaltung der Ausbildung in den Schulen in einer
kompetenzorientierten Ausrichtung zu erleichtern.

Im Vergleich zum Referentenentwurf wurden die Anlagen inhaltlich deutlich
gestrafft. Basis der vorgelegten Verordnung bildet offensichtlich noch immer
eine Beschreibung, die nicht dem aktuellen Stand der Kompetenzbeschreibung
entspricht. In diesem Rahmen werden noch immer einzelne Maßnahmen oder
Inhalte im Sinne eines Lernzielkatalogs beschrieben; der Kompetenzansatz
kommt deutlich zu kurz. Dies wird in einzelnen Fällen besonders augenfällig,
wenn beispielsweise in Anlage 3 das Anlegen eines peripheren Zugangs,
Verbandswechsel oder die Pflege von Patienten in einzelnen Abteilungen
jeweils gesondert aufgeführt werden. Inhalte zum beruflichen Selbstverständ-
nis, zur Organisation oder zum rechtlichen Rahmen werden in verschiedenen
Positionen verankert. Im Sinne einer Kompetenzbeschreibung gehören der-
artige Ziele quasi vor die Klammer und werden dann in unterschiedlichen
Umgebungen eingeübt.

Begriffe wie "kennen" oder "verstehen" beschreiben in diesem Sinne keine
Kompetenzen. Eine Handlungskompetenz impliziert, den Sachverhalt zu
erkennen oder zu verstehen. Daher sind diese "Befähigungen", die in der
Verordnung wiederholt formuliert werden, redundant und entbehrlich.

Dabei wird anerkannt, dass im Rahmen dieser Verordnung - auch unter
Beobachtung interessierter Berufsgruppen - Formulierungen vorgenommen
werden müssen, die zur Beschreibung der Kompetenzen nicht erforderlich
sind.

18. Zu Anlage 1 (zu § 1 Absatz 1) Nummer 2 Buchstabe g

Der Anlage 1 Nummer 2 Buchstabe g sind die Wörter "und einfache Maß-

nahmen sicher anzuwenden" anzufügen.

In
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Begründung:

Die Schülerinnen und Schüler müssen in der Lage sein, einfache Schutz-
maßnahmen am Einsatzort sicher anzuwenden und mit entsprechendem
Material, wie zum Beispiel Absperrmaterial, Fahrzeugkeilen oder Feuer-
löschern, umgehen zu können.

19. Zu Anlage 2 (zu § 1 Absatz 1) Nummer 2 Überschrift und Satz 2 und

Nummer 3

Anlage 2 ist wie folgt zu ändern:

a) Nummer 2 ist wie folgt zu ändern:

aa) In der Überschrift sind die Wörter

"von Krankentransporten 200"

durch die Wörter

"von Einsätzen in der Notfallrettung 1 600"

zu ersetzen.

bb) Satz 2 ist wie folgt zu fassen:

"Hierzu haben sie an mindestens 175 realen Einsätzen (darin enthalten

sein können bis zu 25 reale Einsätze im Krankentransport), von denen

mindestens 50 unter Beteiligung einer Notärztin oder eines Notarztes

erfolgen müssen, teilzunehmen."

b) Nummer 3 ist zu streichen.

In
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Begründung:

Im Rahmen der Überarbeitung der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für
Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter hat das Bundesgesundheitsministeri-
um dem Wunsch einiger Länder entsprochen und § 1 Absatz 2 von einer Soll-
Vorschrift in eine Kann-Vorschrift geändert. Damit wurde dem Grunde nach
dem Problem der fehlenden Krankentransportausbildungsmöglichkeiten ent-
sprochen und eine gewisse Flexibilität zugelassen. In der entsprechenden
Anlage 2 ist jedoch die Vorgabe von mindestens 25 realen Einsätzen im
Krankentransport weiterhin enthalten. Als Folgeänderung, resultierend aus der
vorgenommenen Änderung in § 1 Absatz 2, sind Nummern 2 und 3 der
Anlage 2 zusammenzufassen.

20. Zu Anlage 2 (zu § 1 Absatz 1) Nummer 2 Satz 3 - neu -

Der Anlage 2 Nummer 2 ist folgender Satz anzufügen:

"Ferner ist darauf hinzuwirken, dass die Schülerinnen und Schüler Handlungs-

kompetenz im Rahmen der Zusammenarbeit mit Feuerwehr und Polizei ent-

wickeln."

Begründung:

Da regelmäßig eine Zusammenarbeit des Rettungsdienstes mit Feuerwehr und
Polizei notwendig ist, müssen die Schülerinnen und Schüler Handlungs-
kompetenz in diesem Bereich erwerben. Der Erhalt dieser Kompetenz während
des Praktikums in der Rettungswache kann nicht automatisch vorausgesetzt
werden.

In
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21. Zu Anlage 4 (zu § 1 Absatz 3) Nummer 2 Buchstabe a

In Anlage 4 Nummer 2 Buchstabe a ist die Angabe "240" durch die Angabe

"260" und die Angabe "620" durch die Angabe "640" zu ersetzen.

Begründung:

In § 32 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 des Notfallsanitätergesetzes wird eine
weitere Ausbildung von 960 Stunden festgeschrieben. In Anlage 4 Nummer 2
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Notfallsanitäterinnen und Notfall-
sanitäter werden allerdings nur 940 Stunden verteilt; es liegt mithin ein
rechnerischer Fehler vor. Dieser wird mit der Erhöhung behoben.

22. Zu Anlage 5 (zu § 1 Absatz 4) Satz 1

In Anlage 5 Satz 1 sind die Wörter "regelmäßig und" zu streichen.

Begründung:

Die regelmäßige Teilnahme wird im letzten Satz bescheinigt: "Die Ausbildung
ist - nicht - über die nach dem Notfallsanitätergesetz zulässigen Fehlzeiten
hinaus - um __________ Stunden - unterbrochen worden."

Ein Zusammenhang mit der erfolgreichen Teilnahme besteht insoweit nicht
immer, das heißt wenn die Fehlzeiten überschritten wurden, widerspräche die
Formulierung in Satz 1 "regelmäßig und mit Erfolg" dem Sachverhalt in Satz 2
Fehlzeiten = nicht regelmäßige Teilnahme.

G

G
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23. Zu Anlage 5 (zu § 1 Absatz 4) Satz 1 dritter Spiegelstrich

In Anlage 5 Satz 1 dritter Spiegelstrich ist die Angabe "§ 32 Absatz 3" durch

die Angabe "§ 32 Absatz 2" zu ersetzen.

Begründung

§ 32 Absatz 3 des Notfallsanitätergesetzes existiert nicht. Es liegt daher ein
offensichtliches Schreibversehen vor.

*

G


